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41. Gesetz: Wiener Rettungs~ und Ktankenbeförderungsgesetz; Änderung. 
48. Verordnung: Höchsttarif für das Rauchfangkehrergewerbe in Wien (Kehnarif 1983); Änderung. 

47. 

Gesetz vom 30. September t 983, mit dem das 
Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungs­

gesetz geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wiener Rettungs- und Krankenbeförde­
rungsgesetz, LGBl. für Wien Nr. 22/1965, in der 
Fassung der Gesetze LGBI. für Wien Nr. 24/1967, 
Nr. 3/1971 und Nr. 36/1975 wird wie folgt geän­
dert: 

l. § 5 Abs. 1 hat zu lauten: 

„(1) Für die Inanspruchnahme des öffentlichen 
Rettungsdienstes oder des öffentlichen Krankenbe­
förderungsdienstest insbesondere für die Betreuung 
(Hilfeleistung, Beförderung), ist eine Gebühr zu 
entrichten, wenn es zur Ausfahn eines Einsatzwa­
gens komrnt.11 

2. Dem§ 6 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die Gebühr ist auch dann zu entrichten, wenn 
der öffentliche Rettungsdienst zu Personen gerufen 
wird, ohne daß die im § 1 Abs. 1 gefordenen Vor­
aussetzungen gegeben waren, sofern das Vorliegen 
dieser Voraussetzungen auf Grund des Zustands­
bildes mit gutem Grunde angenommen werden 
konnte." 

3. Dem § 6 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Ist die Verletzung oder Gesundheitsstörung, die 
zu einer Inanspruchnahme des öffentlichen Ret­
tungsdienstes od« des öffentlichen Krankenbeför­
derungsdienstes geführt bat, auf ein Verschulden 
zurückzuführen, für das zufolge gesetzlicher Vor­
schrift ein Dritter einzustehen hat, haftet dieser bis 
zur Höbe der noch unbeglichenen Gebühr." 

4, Der Absatz 4 des § 6 ist als Absatz 5 zu 
bezeichnen. 

5. In § 6 ist folgender Absatz 4 einzufügen: 

),( 4} Wird am Ort einer \ 1 eranstaltung im Sinne 
des Wiener "\leranstaltungsgcsetzes, .LGBI. für 
Wien Nr. 12/1971, vom \ 1era.nstalter, vom 
GeschäftsfUhrer oder von einer Aufsichtsperson des 
Veranstalters zur Gewährleistung der Ersten Hilfe 
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die Bereitstellung einer Rettungsambulanz oder 
eines Arztes verlangt; hat der Veranstalter dafür 
eine Gebühr zu entrichten, die sich nach Umfang 
und Dauer richtet.n 

6. § 7 hat zu lauten: 

„Sonderbestimmungen im Falle der Schuldüber­
nahme durch Sozialversicherungstdger und Kran­

kenfürsorgeanstalten öffendlch Bediensteter 

(1) Mit Zustimmung der Stadt Wien können die 
hiefür in Betracht kommenden Sozlaiversiche­
rungsträger oder mit deren Einvernehmen der 
Hauptverband der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger sowie Krankenfürsorgeanstalten 
öffentlich Bediensteter durch schriftliche Erklärung 
an Stelle von Gebührenpflichtigen als Gebtibren­
schuldner eintreten. Nach Abgabe dieser Erklärung 
sind diese Soziah·ersicherungsträger oder diese 
Krankenfürsorgeanstalten öffentlich Bediensteter 
allein die Gebührenpflichtigen (·Schuldner). 

Wenn jedoch der in Betracht kommende Sozial­
versicherungsträger oder die Krankenftirsorgean~ 
stalt öffentlich Bediensteter im Einzelfall angibt, 
daß mangels eines ihm (ihr) gegenüber bestehenden 
Anspruches auf ,Kostenübernahme seine (ihre) Ein­
trittserklärung keine Anwendung findet, ist die 
Gebühr dem Gebührenschuldner im Sinne des § 6 
Abs. 1 vorzuschreiben. 

(2) Die schriftliche Erklärung gilt für unbe· 
stimmte Zeit. Die Stadt Wien oder der in Betracht 
kommende Sozialversicherungsträger oder die 
Krankenfürsorgeanstalt öffentlich Bediensteter 
kann die Fortdauer der Gebübrenschuldnerschaft 
widerrufen. Der Widerruf wird frühestens nach 
Ablauf von drei Kaiendernl:onaten wirksam. Für 
höchstens drei Monate ab der Wirksamkeit des 
Widerrufes können die im Abs. 1 genannten Sozial­
versicherungsträger oder Krankenfürsorgeanstalten 
mit Zustimmung der Stadt Wien durch Erklärung 
die Inanspruchnahme der Gebührenschuldner (§ 6 
Abs. l) aufschieben. 

(3) Für die Dauer der Gebtibrenschuldnerschaft 
der Sozialversicherungsträger oder der Kranken­
fürsorgeanstalten öffentlich Bediensteter kann der 
Gemeinderat ohne Rücksicht auf die Gebühren­
form (abgestufte Gebühren, Einheitsgebühren) 
niedrigere Gebühren, als sich gemäß § 5 Abs. 3 und 
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